
1. Beiblatt Beiblatt zur Parlamentskorrespondenz. l3.März 1951." 

A nr rag e be a n t W 0 r tun g. 

In Beantwortung einer Anfrage der Abg.H 0 r n, L a c k ne r, 

A i g n e rund GenoBsenwegen Richtigstellung von Pressemitteilungen, 

gibt Bundesminister für Verkehr und verstaatlichte Betriebe Dipl.-Ing.W a 1 d­

b run n ernachstehend bekannt: 

~ach der Anfrage soll der Herr Abg.Dr.Maleta in einer Pressekon­

ferenz die Behauptung aufgestellt haben, ich hätte ihm am 22.Februar 1951 

die Zusage gemaCht" dass eine Veröffentlichung des Untersuchungsergebnisses 

der innerbehördlichen Untersuchungskommission in Angelegenheit der VÖEST 

unterbleiben würde. 

Hiezu erkläre ioh, dass ich am 22.2.1951 mitH&rrn Abg.nr.Maleta 

weder direkt noch telefonisch, also Überhaupt nicht gesprochen und dass ich 

ihm weder an diesem noch an einßm.anderen Tage, also überhaupt nmemals "eine 
""' 

_~.__ _d.e_:J:_~_·U,g~ ._Zu~age.J_wi_e_.d1e_ b~h.a.@:t.et.e,._f.;lei __ ~Q._di:r..ektJ_ SJÜ~S __ üb_er_ein~nMitt_~ll:l ... 

mann , gemacht habe. 

Wahrscheinlich liegi dieser Behauptung, die nach Zeitungsberichten 

in der erwähnten Pressekonferenz gemacht wurde, nachstehender Tatbestand 

zugrunde: 

Abg.Dr.Maleta hat am 22. Februar 1951 um 12 Uhr 30 aen wirkl.Amtsrat 

Enge1ha.rdt der Sektion V des Bundesniinisteriums für Verkehr und verstaatliohte 

:Betriebe um einen Besuch im ÖVP-Klub im Parlament gebeten, da er erfahren 

hatte, dass der Vorgesetzte des Vorgenannten Herr Ing.Wihrheim a.uf Urlaub 

abwesend war. 

Amtsrat Engelhardt hat Herrn Nationalrat Dr.Maleta Einsicht in den 

Bericht der Untersuchungskommission und in die Anlagen zu diesem Beri"cht ge­

währt, was Herrn Abg.Dr.Maleta veranlasst.e, um. ttber1assJ,lllg eines Exemplares zu 

bitten, da ihm von seiten des Herrn Bundeskanzlers lediglich vorübergehend 

Einsicbt in den Berioht gewährt worden sei. Anschliessend daran "ersuchte 

Abg,Dr.Maleta durch Ing.Wihrheim an mich nachstehendes weiterleiten zu 

wollen: 

1 Er sei· dahingehend informiert, da.ss in der morgigen Arbeiter :­

Zeitung (23.Februar) eine Presse-Veröffentlichung über das Untersuchungser­

gebnis bei der VÖESTersoheinen solleo Er würde Herrn Bundesminister bitten, .... 
von einer vorHi.nliigen Veröffentlichung Abstand zu nehmen; er würde vor-
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schlagen, mit e1l1er Diskussion über den Fall- VöEST b1szux<Behandlung im 

Rechhungshofaussahuss zuzuwarten I und sei bereit, in einer -n~ndl i chen. 

Besprechung mi t Re~rn Bundesminister verschiedene PurJcte zu klären .. ' 

Her.r Abg.Dr.MaJ.eta erklärte weiter, dass, I,fells die Veröffent ... 

lichung:morgen' dennoch erfolgen sollte, er zu seinem Bedauern gez\vungen sei, 

in einer Generalaktion in d~r der ÖVP zur VerfügUng,,:;tehenden Presse gegen 

Herrn Bundesminister Dipl.'*ng. Waldbru.nner insbesondere bezüglich' der Ab­

fassung· des Beitichtes vorzugehen; t Auf diese mir zu übermi ttelnde Botschaft 

wurde vom ho.Bundesininisterium keine, Antwort erteilte. 

Ich kann es mir versagen, auf' den weiteren In.'lalt der mir zu über-
-

mitt-elnden Botschaft einzugehen~ weil schon daraus' klar hervorgeht~ • dass die 

Behau:ptun~ einer Zusage,_die Veröffentlichung einer Anfragebeantwortung 

in der Presse zu unterbinden, unrichtig ist. 

Wie die Herren Anf'ragesteller selbst richtig bemerken, wäre eine 

Unterbindung der- Veröffentlichung einer-Anfragebeantwortung_oder eines Teiles 

einer Anfragebeantwortung, wie sie der Untersuchungsbericht darstellte, 

nicht nur unmöglich gewesen, sondern hätte schon jeder Versuch, ein derarti~ 

ges Ziel zu er-reichen, eine verfassungswid.:l.'iga _ITancllu,ng da.rgestellto 11 

-.-,,-.-.-.-.,., 

! . 

/~ ." 
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